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Prolog

Die gesamte Bandbreite von Donald Trumps Repertoire
war den Amerikanern sattsam bekannt, als er am Abend
des 11. März 2020 endlich beschloss, sich an die Nation zu
wenden und über die Corona-Pandemie zu sprechen:1

Regieren durch Gesten, Verschleierung und Lügen,
Eigenlob, gezielt geschürte Angst und Drohungen.
Wiederholt hatte er das Coronavirus als milde Grippe und
sogar als Schwindel abgetan; er hatte vorhergesagt, dass
es auf wundersame Weise wieder verschwinden werde. Es
war nun zwei Monate her, seit China, wo die Krankheit
erstmals aufgetreten war, den Gencode des Virus öffentlich
zugänglich gemacht hatte.2 Die Vereinigten Staaten hatten
diese Zeit größtenteils verschwendet.3 Krankenhäuser
wurden nicht ausgestattet, um mit der drohenden Flut
neuer Patienten fertigzuwerden. Schutzkleidung und -
materialien waren knapp. Wichtige Informationen wurden
vom Weißen Haus unter Verschluss gehalten.4 Es gab keine
Tests. Nun, da sich das Virus im Land ausbreitete, war es
zu spät für eine Prävention, und niemand hatte einen Plan,
wie man die Epidemie abschwächen oder verlangsamen
könnte. Im Staate Washington, wo die ersten Corona-Toten
zu beklagen waren, machte sich Panik breit,5 dann in



Kalifornien, New York und anderswo. Schließlich trat
Trump im Fernsehen auf.

Er spulte also sein gesamtes Repertoire ab: Er
verkündete ein Einreiseverbot für Reisende aus Europa –
das war seine große Geste. Er rühmte sich, »äußerst rasch
und professionell« zu reagieren, versprach
flächendeckende Tests und wirksame antivirale Therapien
und beruhigte seine Zuhörer, dass die
Krankenversicherungen sämtliche anfallenden Kosten
dafür übernähmen; das war seine Verschleierungs- und
Lügentaktik. Solche Beteuerungen vermischten sich
nahtlos mit Eigenlob, wozu auch gehörte, die
amerikanischen Maßnahmen als »äußerst aggressiv und
umfassend« zu bezeichnen, zu behaupten, man gehe mit
der Epidemie besser als die europäischen Länder um, und
die Versicherung, dass die Vereinigten Staaten bestens
vorbereitet seien. Nichts davon war wahr. Schließlich folgte
noch die Panikmache, als Trump COVID-19 ein
»ausländisches Virus« nannte und mit dem Finger auf
Europa zeigte. Bald darauf verfiel er auf einen noch
besseren Namen – »China-Virus« –, was zu einem Anstieg
der Hasskriminalität gegen Amerikaner asiatischer
Herkunft führte.

An jenem Abend las Trump offenbar von einem
Teleprompter ab. Er klang sehr ernst. Mit anderen Worten:
Dies war eine jener Gelegenheiten, bei denen er für



manche Menschen präsidial war, weil er nicht völlig
derangiert klang. So verteidigte der ehemalige Gouverneur
von Ohio, der Republikaner John Kasich, Trump auf CNN
mit den Worten, er habe »seine Sache gut gemacht«6 – zum
Teil, weil er von einem Skript abgelesen hatte. Aber genau
deshalb, weil der Präsident an jenem Abend keinen
Totalaussetzer hatte, sondern nur die Fakten verschleierte
und sich selbst erhöhte, wie man es von ihm gewohnt war,
war das, was wir in dieser Ausnahmesituation von ihm
hörten, typisch Trump.

Über die nächsten paar Wochen wies Trump jede
Verantwortung für die Krise von sich und sagte einmal, als
man ihn auf die Verfügbarkeit von Tests ansprach, sogar
wörtlich: »Nein, ich übernehme überhaupt keine
Verantwortung.«7 Den Gouverneuren riet er, sich selbst um
die Beschaffung von entsprechenden Gütern und
Dienstleistungen zu kümmern, hatte aber keinerlei
politische Richtlinien dafür parat.8 Bei den fast täglichen
Pressekonferenzen im Weißen Haus betrat er das Podium,
verkündete falsche medizinische Ratschläge, indem er etwa
die Wirksamkeit nicht getesteter Medikamente pries,9 die
manche Menschen dann prompt einnahmen.10 Lange
weigerte er sich, den Defense Production Act
anzuwenden,11 aufgrund dessen Unternehmen gezwungen
werden können, essenzielle Güter herzustellen –



offensichtlich, weil er befürchtete, dadurch die Profite
seiner Kumpane in der Industrie zu schmälern.

Die ganze Zeit lobte er seine eigene Intelligenz und sein
Vorgehen. Die Fernsehanstalten übertrugen diese Auftritte
live; die Zeitungen berichteten darüber, ebenso wie über
Trumps andere Verkündungen zum Thema Coronavirus, als
wären es Positionen, Prinzipien und eine Strategie. Das
Resultat: Selbst als die Krankenhäuser im ganzen Land
überfüllt waren, Menschen starben und es mit der
Wirtschaft bergab ging, behauptete mehr als die Hälfte
aller Amerikaner, dass sie mit Trumps Reaktion auf die
Pandemie zufrieden seien.12

Manche Menschen verglichen die Trump’sche Antwort
auf COVID-19 mit der Reaktion der Sowjetregierung auf die
Nuklearkatastrophe in Tschernobyl im Jahre 1986.
Ausnahmsweise war ein solcher Vergleich nicht weit
hergeholt. Den Menschen, die dem größten Risiko
ausgesetzt waren, wurden notwendige, potenziell
lebenswichtige Informationen vorenthalten, worin ein
Versagen der Regierung zu suchen war; auf der einen Seite
gab es Gerüchte und Ängste, auf der anderen gefährliche
Unwissenheit. Und natürlich kam es auch zu unschönen,
vermeidbaren Tragödien. Um es klar zu sagen: Im Jahre
2020 hatten die Amerikaner einen weitaus besseren
Zugang zu Informationen als die Sowjetbürger im Jahre
1986. In zwei Schlüsselpunkten jedoch glichen sich die



Regierung Trump und die ehemalige Sowjetregierung: in
der totalen Missachtung menschlichen Lebens und der
monomanischen Fokussierung darauf, den Führer zu
erfreuen, ihn unfehlbar und allmächtig erscheinen zu
lassen.

Dies sind die Wesensmerkmale einer autokratischen
Führung. In den drei Jahren seiner Präsidentschaft, sogar
noch vor der Corona-Pandemie, kam Trump auf seinem
Weg zu einer autokratischen Herrschaft weiter, als es die
meisten Menschen für möglich gehalten hätten. Das
vorliegende Buch ist ein Buch über diesen Wandel – und
über die Hoffnung, die wir dennoch haben, die Autokratie
des Trumpismus zu überwinden.



Teil 1 
Ein autokratischer Versuch



1. 
Wie sollen wir es nennen?

Man kann fast jede beliebige Woche der Präsidentschaft
Donald Trumps herausgreifen – eine Woche, in der er fast
allem widersprach, was die Experten seiner eigenen
Regierung über die Corona-Pandemie sagten, oder eine
Woche, in der er auf die Richter des Obersten Gerichtshofs
schimpfte, oder eine Woche, in der er die Mitglieder seines
eigenen Kabinetts öffentlich bloßstellte. Oder nehmen wir
eine Woche im Oktober 2019, einen Monat nach Beginn der
Ermittlungen im Amtsenthebungsverfahren und etwas
mehr als tausend Tage nach seinem Amtsantritt. Der
amtierende Botschafter in der Ukraine, William B. Taylor
Jr., sagte als Zeuge im Impeachment-Verfahren aus.1

Darüber, wie aussichtslos es war, gegen Trump und seine
Leute eine außenpolitische Agenda zu verfolgen, die mit
der Regierungspraxis kompatibel war. Republikanische
Abgeordnete stürmten eine geschlossene Anhörung zum
Amtsenthebungsverfahren: eine bizarre Aktion von
Kongressmitgliedern, die sich gegen ein reguläres
Kongressverfahren richtete.2 Trumps persönlicher Anwalt
William Consovoy argumentierte vor Gericht, sein Klient
genieße Immunität von jeglicher Strafverfolgung – selbst



dann, wenn er, rein hypothetisch, jemanden mitten auf der
Fifth Avenue erschießen würde –, solange er nur Präsident
sei.3 Und am Freitagmorgen platzierte die New York Times
zwei Schlagzeilen auf der linken Seite ihrer Website. Die
obere Meldung lautete: Das Justizministerium hat eine
strafrechtliche Untersuchung seiner eigenen Ermittlungen
zur russischen Einmischung in den Wahlkampf von 2016
eingeleitet.4 Direkt darunter verkündete die zweite
Schlagzeile, die Bildungsministerin Betsy DeVos habe sich
über eine gerichtliche Verfügung hinweggesetzt, weil sie –
in direktem Widerspruch zu richterlichen Entscheidungen –
weiterhin von ehemaligen Studenten in Konkurs
gegangener Colleges die Rückzahlung ihrer Studienkredite
eingefordert habe.5 In der Summe wirkte das so, als würde
die Regierung an verschiedensten Fronten Krieg gegen
sich selbst führen.

Nachrichten über Trump mögen uns zwar noch
schockieren, aber überraschen kann uns das alles kaum
noch. Jedes der genannten Ereignisse war, für sich
genommen, erschütternd: jedes ein Angriff auf unsere
Empfindungen und unser mentales Begriffsvermögen. Aber
in ihrer Gesamtschau waren sie nur wieder eine weitere
Steigerung dessen, was alltäglich geworden war. Trump
hat die Regierung, die Medien und das Grundverständnis
von Politik so beschädigt, dass sie kaum noch
wiederzuerkennen sind. Teilweise aus Gewohnheit,



teilweise auch aus Notwendigkeit machen wir mit unserer
Berichterstattung weiter und konsumieren die Nachrichten
– Trumps Präsidentschaft hat mehr Schlagzeilen
hervorgebracht als jede andere vor ihr –, aber nach den
ersten tausend Tagen seiner Amtszeit sind wir bei dem
Versuch zu begreifen, was mit uns geschieht, keinen Schritt
weitergekommen.

Die Schwierigkeit, die Nachrichten zu begreifen, liegt
teilweise in den Wörtern, die wir benutzen – sie haben es
an sich, dass sie das Ungeheuerliche gewöhnlich
erscheinen lassen. Der Bildungsministerin wird
Missachtung des Gerichts vorgeworfen, aber über dieses
erstaunliche Ereignis wird in völlig alltäglicher
Zeitungsprosa berichtet. Selbst die schärfste Beschreibung
bezeichnete die Tatsache, dass die Ministerin der
Missachtung des Gerichts angeklagt worden war, nur als
»außerordentlich seltene richterliche Rüge eines
Kabinettmitglieds«.6 Das beschrieb nicht einmal annähernd
das eigentliche Drama: Ein Kabinettmitglied weigert sich,
den Zugriff der eigenen Behörde auf Menschen zu
unterbinden, die es nach richterlichem Urteil hätte in Ruhe
lassen müssen – es ging immerhin um 16   000 Personen.
Und selbst wenn wir Worte finden könnten, mit denen sich
der außergewöhnliche, kaum noch vorstellbare Gehalt
dieser Art von »Trump-Stories« (DeVos war Ministerin von
seinen Gnaden) erfassen ließe, würden wir ihrer wahren



Dimension nicht gerecht. Wie kann man über eine Serie
fast unvorstellbarer Ereignisse reden, die Routine
geworden sind? Wie beschreibt man die Konfrontation
unserer staatlichen Institutionen mit einem
Präsidentschaftsapparat, der darauf aus ist, genau diese
Institutionen zu zerstören?

Mögliche Antworten fand ich in den Arbeiten des
ungarischen Soziologen Bálint Magyar (*1952). Bei dem
Versuch, begrifflich zu erfassen und zu beschreiben, was in
seinem eigenen Land in den drei Jahrzehnten nach dem
Zusammenbruch des Ostblocks geschehen war, gelangte
Magyar zu der Erkenntnis, dass weder die Sprache der
Medien noch die der Wissenschaft dieser Aufgabe
gewachsen sei. Nach 1989 hätten sowohl die ungarischen
als auch die westlichen Kommentatoren versucht, die
Ereignisse in der Region in der Sprache der liberalen
Demokratie zu beschreiben. Sie hätten über Wahlen und
Legitimität, Rechtsstaatlichkeit und öffentliche Meinung
gesprochen. In ihrer Sprache spiegelten sich ihre
Annahmen und deren Grenzen wider, dass nämlich ihre
jeweiligen Länder sich zu liberalen Demokratien wandeln
würden, was damals das unvermeidliche Ergebnis des
Kalten Krieges zu sein schien. Und sie hatten ohnehin
keine andere Sprache zur Verfügung. Wenn wir jedoch die
falsche Sprache benutzen, können wir nicht vermitteln, was
wir sehen. Mit einer Sprache, die entwickelt wurde, um



einen Fisch zu beschreiben, können wir kaum begreifen,
was einen Elefanten ausmacht – Wörter wie »Kiemen«,
»Schuppen« oder »Flossen« würden uns nicht viel nützen.

Als sich einige post-sowjetische Staaten nicht wie
erwartet entwickelten, behinderte die Sprache unsere
Fähigkeit, die Vorgänge zu verstehen. So fragten wir
beispielsweise, ob sie eine freie Presse hätten oder freie
und faire Wahlen. Aber Magyar zufolge ist die Feststellung,
dass das nicht der Fall sei, dasselbe wie zu erklären, dass
der Elefant weder schwimmen noch fliegen könne: es sagt
uns nichts darüber, was der Elefant ist. Und genau das
ereignete sich nun in den Vereinigten Staaten: Wir
benutzten die Sprache der politischen Auseinandersetzung,
juristischer Verfahrensweisen oder des parteipolitischen
Streits, um etwas zu beschreiben, das ein System zerstörte,
für dessen Beschreibung genau diese Terminologie
erfunden worden war.

Magyar beschäftigte sich ein Jahrzehnt lang mit der
Entwicklung eines neuen Modells und einer neuen
Sprache, um das beschreiben zu können, was in seinem
eigenen Land vor sich ging. Er prägte den Begriff »Mafia-
Staat«, den er als ein spezifisches, clan-ähnliches System
beschrieb, in dem ein Mann Geld und Macht an alle
anderen Mitglieder verteilt. Daraus entwickelte er das
Konzept der autokratischen Transformation, die in drei
Stadien verläuft: autokratischer Versuch, autokratischer



Durchbruch und autokratische Konsolidierung.7 Mir
scheint, dass die amerikanische politische Kultur diese
Wörter jetzt ausleihen könne, gewissermaßen in einer
symbolischen Umkehrung von 1989 – denn Magyars
Begriffe beschreiben die US-amerikanische Realität besser
als alle anderen Begrifflichkeiten aus dem politischen
Standardlexikon. Magyar analysierte die Anzeichen und
Umstände dieses Prozesses in den post-kommunistischen
Ländern und schlug eine detaillierte Taxonomie vor. Wie
genau die autokratische Ermächtigung in den Vereinigten
Staaten verlaufen könnte, ist jedoch noch unerforschtes
Gebiet.



2. 
Warten auf den Reichstagsbrand

Unmittelbar nach der Präsidentschaftswahl im November
2016 schien sich die besiegte Mehrheit der
Amerikanerinnen und Amerikaner, die Hillary Clinton
gewählt hatten, in zwei Lager zu spalten, die sich nur
durch den Grad ihrer Panik unterschieden. Als
Repräsentant des einen, weniger panischen Lagers konnte
der bisherige Präsident Barack Obama gelten, der die
Amerikaner in den Tagen nach der Wahl mit dem Hinweis,
dass das Leben weitergehe, zu beruhigen versuchte. Am 9.
November hielt er eine kurze, würdevolle Ansprache, in der
er drei Punkte hervorhob – der denkwürdigste war, dass die
Sonne auch an diesem Morgen aufgegangen sei.1

Bevor gestern die Stimmen ausgezählt waren, nahm ich
ein Video auf, das manche von Ihnen vielleicht schon
gesehen haben. Darin sagte ich dem amerikanischen
Volk, egal, welcher Seite ihr eure Stimme gegeben habt,
egal, ob euer Kandidat gewonnen oder verloren hat –
auch morgen wird die Sonne wieder aufgehen.
Und das ist endlich mal eine Vorhersage, die tatsächlich
eingetroffen ist. Die Sonne ist aufgegangen.



Obama gab zu, dass zwischen ihm und Trump »wesentliche
Meinungsunterschiede« bestünden, dass er aber nach
einem Telefonat mit dem gewählten Präsidenten in den
frühen Morgenstunden die Gewissheit habe, dass
Demokraten und Republikaner, und auch er und Trump,
gemeinsame Ziele verfolgten.

Wir alle wollen das Beste für unser Land. Das entnahm
ich Mr Trumps Aussagen gestern Abend. Das war es, was
ich auch im direkten Gespräch mit ihm hörte. Und das
hat mich ermutigt. Das ist es, was dieses Land braucht –
ein Gefühl der Einheit und der Zugehörigkeit, die
Achtung vor unseren Institutionen, vor unserer
Lebensart, vor dem Rechtsstaat, und die gegenseitige
Achtung der Menschen.

Obama beendete die Ansprache in optimistischem Ton.

Das Wichtigste ist, dass wir vorangehen, dass wir
Vertrauen in unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger
haben, denn das ist die entscheidende Voraussetzung für
eine lebendige und funktionierende Demokratie. Das hat
dieses Land über zweihundert Jahre vorangebracht. So
haben wir unsere Grenzen erweitert und Freiheit in alle
Welt gebracht. So haben wir die Rechte unserer
Staatsgründung auf alle Bürgerinnen und Bürger
ausgedehnt. Und nur so konnten wir so weit kommen.



Deshalb bin ich zuversichtlich, dass diese unglaubliche
Reise, auf der wir als Amerikaner unterwegs sind,
weitergehen wird.

Jeder Präsident ist ein großer Geschichtenerzähler. Die
Obama-Story, die auf den Geschichten seiner Vorgänger
aufbauen konnte, handelte von einer amerikanischen
Gesellschaft, die sich auf einem unaufhaltsamen Marsch zu
einer besseren, freieren, faireren Welt befand. Sie mochte
mitunter ins Stolpern geraten, aber sie richtete sich immer
wieder auf. Das war die Bedeutung, die Obama seinem
Lieblingszitat von Martin Luther King Jr. verlieh: »Der
Bogen des moralischen Universums ist weit, aber er neigt
sich zur Gerechtigkeit.« Und es ist auch die Prämisse, auf
der der Glaube an den amerikanischen Exzeptionalismus
beruht oder an das, was der Soziologe Robert N. Bellah und
der Rechtsgelehrte Sanford Levison als »amerikanische
Zivilreligion« bezeichneten: dass die US-Verfassung eine
nahezu perfekte Blaupause für die Politik darstelle, auf
ewig.2

Als sich Trump 2016 an die Spitze der Kandidaten für die
republikanische Nominierung setzte, trösteten sich viele
Amerikaner mit der Gewissheit, dass sich die
amerikanischen Institutionen stärker als irgendein
Kandidat erweisen würden, und sogar stärker als dieser
oder jener Präsident.



Aber nach der Wahl klang diese vermeintliche Gewissheit
nur noch hohl. Am selben Tag, an dem Obama den
planungsgemäßen Aufgang der Sonne feierte,
veröffentlichte ich im New York Review of Books einen
Artikel, in dem ich die Leserschaft warnte, »die
Institutionen werden euch nicht retten«. Ich stützte mich
dabei auf meine Erfahrungen als Journalist*in in Russland,
Ungarn und Israel – drei Länder, die sich völlig von den
Vereinigten Staaten unterschieden und natürlich auch
untereinander verschieden waren. Ihre Institutionen waren
jedoch auf bemerkenswert ähnliche Weise
zusammengebrochen. Damals konnte ich noch nicht ahnen,
dass amerikanische Institutionen in vergleichbarer Weise
versagen würden, aber ich wusste genug, um behaupten zu
können, dass absolutes Vertrauen in Institutionen nicht
angebracht sein würde. Viele Menschen teilten diese
Intuition. Sie gehörten zum stärker zur Panik neigenden
Lager. Eine gemeinsame Erwartungshaltung machte sich
unter ihnen breit: die Erwartung eines neuen
Reichstagsbrands.

Der historische Brand im deutschen Reichstag ereignete
sich in der Nacht vom 27. auf den 28. Februar 1933. Vier
Wochen zuvor war Adolf Hitler zum Reichskanzler ernannt
worden und hatte sich sofort darangemacht, die
Pressefreiheit einzuschränken und die Polizeigewalt
auszuweiten. Aber es war dieser Brand, der in der



Erinnerung als das Ereignis haften geblieben ist, nach dem
nichts mehr so war wie zuvor, weder in Deutschland noch
in der Welt. Am Tag nach dem Brand erließ die Regierung
eine Verordnung, die die Polizei ermächtigte, als
vorbeugende Maßnahme Menschen ohne Anklage in die
sogenannte »Schutzhaft« zu nehmen. Hitlers
paramilitärische Gruppen, die SA und die SS, griffen
Aktivisten als »staatsfeindliche Elemente« auf und
verbrachten sie in Lager. Weniger als einen Monat später
verabschiedete das Parlament das »Ermächtigungsgesetz«,
durch das Hitler fortan durch Verordnungen regieren
konnte und auch die gesetzgebende Gewalt faktisch auf die
Regierung überging. Gleichzeitig wurde der Notstand
verhängt, der bis zum Ende der NS-Diktatur bestehen
blieb.

Der Reichstagsbrand wurde genutzt, um einen
»Ausnahmezustand« zu schaffen, wie es Carl Schmitt,
Hitlers bevorzugter Rechtsgelehrter, ausdrückte. Nach
Schmitts Auffassung entsteht ein Ausnahmezustand, wenn
eine Notlage, ein einzigartiges Ereignis, die etablierte
Ordnung erschüttert. Dann muss der Souverän auftreten
und neue, außerrechtliche Regeln einführen. Der
Ausnahmezustand ermöglicht einen Quantensprung: Hat
sich der Staat erst einmal genug Macht verschafft, um ihn
verhängen zu können, kann er sich nun durch diesen Akt
noch weit umfassendere, unkontrollierte Machtbefugnisse



anmaßen. Das ist es, was diese Veränderung unumkehrbar
und den Ausnahmezustand zum Dauerzustand macht.

Jedes große, umwälzende Ereignis der letzten 80 Jahre
wurde mit dem Reichstagsbrand verglichen. Am 1.
Dezember 1934 wurde der Erste Sekretär der Leningrader
Parteiorganisation, Sergei Kirow, von einem Einzeltäter
durch Kopfschuss ermordet. Das Attentat gilt als Vorwand
für die Verhängung des Ausnahmezustands in der
Sowjetunion. Schauprozesse und Massenverhaftungen
folgten, wodurch sich der Gulag mit Gefangenen füllte, die
als Verräter, Spione und terroristische Verschwörer
beschuldigt wurden. Um die schiere Masse der Anklagen
bewältigen zu können, schuf der Kreml die sogenannten
Troikas – dreiköpfige Ausschüsse, die Urteile verkündeten,
ohne die Fälle zu untersuchen oder eine Verteidigung
anzuhören.

In jüngerer Zeit nahm Wladimir Putin eine Serie von
katastrophalen Ereignissen zum Anlass, unumkehrbare
Ausnahmeregelungen zu verhängen. 1999 kam es zu einer
Reihe von Bombenanschlägen auf Wohnhäuser in Moskau
und weiteren Städten, bei denen Hunderte Menschen
umkamen. Das ermöglichte es Putin zu verkünden, dass er
alle, die für »Terroristen« zu halten seien, summarisch
hinrichten lassen könne. Und die Ereignisse wurden auch
zum Vorwand für einen neuen Krieg in Tschetschenien. Im
Jahr 2002 diente die dreitägige Belagerung eines von



tschetschenischen Terroristen besetzten Theaters in
Moskau dazu, das Prinzip der summarischen Exekution real
vorzuführen: Russische Spezialeinheiten pumpten eine
unbekannte gasförmige Chemikalie in das
Ventilationssystem, stürmten das Gebäude und erschossen
die bewusstlosen Geiselnehmer. Der Kreml nutzte die
Theaterbesetzung auch als Vorwand, um die bereits
gefügig gemachten Medien davon abzuhalten, über
Antiterror-Operationen zu berichten. Zwei Jahre später
starben über 300 Menschen, größtenteils Kinder, nach
einem Angriff russischer Spezialtruppen auf eine Schule in
Beslan in der zur Russischen Föderation gehörenden
Republik Nordossetien. Putin nutzte dieses Ereignis als
Begründung, die Wahl eines Bezirksgouverneurs
abzusagen, womit er die föderale Struktur des Landes
praktisch aufhob.

Die Geisteshaltung, die es ermöglicht, Tragödien in
repressive Maßnahmen umzumünzen, ist auch in den
Vereinigten Staaten nicht unbekannt. Im Jahre 1798
verabschiedete der Kongress die Alien and Sedition Acts,
die unter anderem die Privilegien des Präsidenten
gegenüber Ausländern erweiterten und die
Veröffentlichung »falscher, skandalträchtiger oder
boshafter Schriften« gegen Amtsträger unter Strafe
stellten. Der Vorgang verursachte eine politische Krise, in
der sich die Federalists und die oppositionellen



Republikaner gegenseitig als Verräter beschimpften, sich
mangelnde Wachsamkeit vorwarfen oder einander als
jakobinische Marionetten anprangerten. Die Gerichte
verloren keine Zeit und schlossen die der Opposition
nahestehenden Zeitungen. Ein halbes Jahrhundert später
setzte Präsident Abraham Lincoln das Habeas-Corpus-
Recht aus, sodass nun eine Gefangennahme auch ohne
richterliche Haftprüfung erfolgen konnte. Lincoln wollte
damit erreichen, im Sezessionskrieg Rebellen und
Südstaatensoldaten auch ohne Nachweis konkreter
Gewaltakte auf unbestimmte Zeit festsetzen zu können:
Personen, die er als Gefahr für die Union ansah, welche
aber »die nach gewöhnlichen Regeln urteilenden
Gerichte«, wie er sagte, »wieder freilassen« würden. Erst
1866 hob der Oberste Gerichtshof diese Praxis als
verfassungswidrig auf.

Der nächste große Krieg war der Erste Weltkrieg. Nun
konnte man für Reden, die als kritisch oder schädlich für
die amerikanischen Kriegsanstrengungen gehalten wurden,
mit Gefängnisstrafen von bis zu zehn Jahren bestraft
werden. Der Historiker Geoffrey Stone bezeichnete
Woodrow Wilsons Sedition Act von 1918 als »die
repressivste Gesetzgebung in der Geschichte der
Vereinigten Staaten«.3 Tausende wurden verhaftet – viele
ohne konkreten Haftanlass – und 249 anarchistische und
kommunistische Aktivisten wurden in die Sowjetunion


